Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/11 44 


18.04. 95 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Wolfgang Bierstedt 
und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/1069 — 


Wirtschaftliche Lage der Nachwuchswissenschaftlerinnen 
und Nachwuchswissenschaftler in Deutschiand 


In den Hochschulsonderprogrammen widmet die Bundesregierung den 
Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlern ihre 
besondere Aufmerksamkeit (Begabten-, Studien- und Promotionsförde- 
rung usw.) und wendet dafür erhebliche Mittel auf. 

1. Wie ist es möglich, daß in den Großforschungseinrichtungen (GFZ) 
der Bundesrepublik Deutschiand ein Drittel der Forschungsauf- 
gaben von Doktorandinnen, Doktoranden, Nachwuchswissenschaft- 
lerinnen und Nachwuchswissenschaftlern erledigt werden, die diese 
wissenschaftlichen Forschungen weit unter Tarif erfüllen und damit 
wesentlich zur Personalkostenreduzierung in diesen GFZ beitragen? 


Die Aus- und Weiterbildung sowie die kontinuierliche Aufnahme 
des wissenschaftlichen Nachwuchses in den Forschungsprozeß 
sind Aufgaben, denen Bund und Länder im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeiten besondere Aufmerksamkeit widmen. Sie haben dies 
durch die Ausweitung ihrer Fördermaßnahmen - insbesondere 
mit dem Hochschulsonderprogramm die größtenteils der Förde- 
rung des wissenschafthchen Nachwuchses in Hochschulen und 
außeruniversitären Forschungseinrichtungen zugute kommen, 
auch deutlich zum Ausdruck gebracht. 

Sowohl Doktorandinnen und Doktoranden als auch Nachwuchs- 
wissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler leisten 
durch ihre Tätigkeit in den außeruniversitären Forschungseinrich- 
tungen einen wesentlichen Beitrag innerhalb der dort angesiedel- 
ten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben. Ziel ihrer Tätigkeit 
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ist bei den Doktoranden die Förderung der Promotion, bei den 
anderen Nachwuchswissenschaftlern insbesondere die wissen- 
schaftliche Weiterqualifizierung. Diese Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses dient daher weder der Personalverstär- 
kung, noch sollen durch sie notwendige Personalkostenreduzie- 
rungen in anderen Bereichen der Einrichtungen kompensiert wer- 
den. Die tarifrechtliche Eingruppierung orientiert sich grundsätz- 
lich an den einschlägigen Regelungen des Bundes und der Länder 
für wissenschaftliches Personal. 


2. Wie beurteilt die Bundesregierung die soziale und finanzielle Situa- 
tion von Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissen- 
schaftlern der Naturwissenschaften in den neuen Ländern, wenn 
angesichts der Teilzeitbeschäftigungen (20 Wochenstunden - halbe 
Stellen nach Maßgabe des BMBF), die nach „ Tarif gemeinschaft 
deutscher Länder" (TdL) Ost vergütet werden und nach Abzug der 
Steuern und der Wohnungsmiete nicht einmal das Existenzminimum 
erreichen, obwohl sie 40 bis 60 Stunden pro Woche arbeiten? 


Die Beschäftigung der wissenschaftlichen Nachwuchskräfte in 
den Forschungseinrichtungen erfolgt auf der Grundlage von 
Arbeitsverträgen, in denen die entsprechenden Regelungen des 
Bundesangestelltentarifvertrages (BAT) für anwendbar erklärt 
werden; sie erhalten demzufolge auch eine Vergütung nach BAT 
unter Berücksichtigung der vereinbarten Arbeitszeit. 

Anders als bei den Nachwuchswissenschaftlern richten sich die 
Grundlage der Tätigkeit und die Vergütung der vorrangig zu 
Promotionszwecken tätigen Doktorandinnen und Doktoranden 
nach den „Richtlinien der Tarif gemeinschaft deutscher Länder 
über die Arbeitsbedingungen der wissenschaftlichen Hilfskräfte 
mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung bzw. 
der wissenschaftlichen Hilfskräfte ohne abgeschlossene wissen- 
schaftliche Hochschulbildung (studentische Hilfskräfte) - TdL- 
Richtlinien". Den Doktoranden werden danach Stundensätze auf 
der Basis von 19 beziehungsweise 20 Wochenstunden gewährt. In 
den neuen Bundesländern gelten diese Richtlinien unter Berück- 
sichtigung des für sie maßgebenden strukturellen Angleichungs- 
satzes und der dort zur Zeit geltenden regelmäßigen Wochen- 
arbeitszeit seit November 1993. 

Die Regelungszuständigkeit im Rahmen der TdL-Richtlinien liegt 
bei den Ländern. Der Bund bezweckt mit der Anwendung dieser 
Regelungen, daß die Doktoranden in den von ihm geförderten 
Forschungseinrichtungen finanziell und hinsichtlich der Wochen- 
stunden Doktoranden an den jeweiligen Hochschulen gleichge- 
stellt sind. Daran wird der Bund auch künftig festhalten. 
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